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Ergänzungsblätter zum Buch

Klagenfurter Stadtrecht 1998
Villacher Stadtrecht 1998

4. Auflage

Die Änderungen sind unterlegt

Der Novellenspiegel des Klagenfurter Stadtrechts ist zu ergänzen:
LGBl. Nr.  11/2023 (Art. I; 01-VD-LG-1023/2013-50)
LGBl. Nr. 78/2023 (Art. III; 01-VD-LG-8937/2023-36)

§ 9a Abs. 2 Z 3 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:
3. Zustellgesetz – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. I Nr. 205/2022.

§ 9a Abs. 3 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:
(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 84 Abs. 1 und 2 ist als Verweisung

auf die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 – VRV 2015,
BGBl. II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 316/2023, zu
verstehen.

§ 76 Abs. 3 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:
(3) Dem Kontrollausschuss kommt neben dem Recht auf Auftragserteilung

gemäß § 90 Abs. 2 insbesondere auch die Behandlung sämtlicher Berichte des
Stadtrechnungshofes (§ 90 Abs. 3 und 3a) sowie die Vorberatung des Rechnungs-
abschlusses einschließlich der Jahresrechnung (§ 87 Abs. 4) zu. Der Gemeinderat
ist mit den dem Kontrollausschuss zugeleiteten Berichten des Stadtrechnungsho-
fes – ausgenommen die vertraulichen Zusatzberichte – zu befassen.

§ 77 Abs. 5 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:
(5) Der Magistratsdirektor hat das Recht, an den Sitzungen der Ausschüsse

beratend teilzunehmen. Dieses Recht steht bei den Sitzungen des Kontrollaus-
schusses auch dem Direktor des Stadtrechnungshofes zu.

§ 78 Abs. 2 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:
(2) Der Magistrat gliedert sich in Abteilungen und in den Stadtrechnungshof.

Eine weitere Unterteilung ist zulässig.
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§ 86 Abs. 3 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:
(3) Ergibt sich aus der Prüfung des Rechnungsabschlusses einschließlich der

Jahresrechnung und des Jahresberichtes des Stadtrechnungshofes ein Anstand,
der Maßnahmen zur Herstellung eines geordneten Gemeindehaushaltes erforder-
lich macht, so hat der Kontrollauschuß dem Gemeinderat den Rechnung-
sabschluß einschließlich der Jahresrechnung und den Bericht des Kontrollaus-
schusses mit dem Antrag auf Durchführung der erforderlichen Maßnahmen vorzu-
legen.

§ 89 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:

§ 89
Stadtrechnungshof

(1) Die Gebarung der Stadt einschließlich der Unternehmungen der Stadt ohne
eigene Rechtspersönlichkeit und der von der Stadt verwalteten Stiftungen und
Fonds ist durch den Stadtrechnungshof auf ihre ziffernmäßige Richtigkeit, auf ihre
Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Übereinstimmung mit den
bestehenden Rechtsvorschriften zu überprüfen. Der Stadtrechnungshof hat nach
diesen Grundsätzen auch jene Institutionen, wie wirtschaftliche Unternehmungen,
Vereine und kulturelle Vereinigungen, zu prüfen,

a) an denen die Stadt beteiligt ist, soweit die auf dem Beteiligungsverhältnis
beruhenden Einwirkungsmöglichkeiten eine derartige Prüfung ermögli-
chen, oder

b) die die Stadt fördert, soweit sich die Stadt die Kontrolle vorbehalten hat,
oder, wenn kein derartiger Vorbehalt vereinbart wurde, die Institution mit
dieser Kontrolle einverstanden ist.

(1a) Der Stadtrechnungshof hat einen Bericht zum Rechnungsabschluß zu
erstatten. Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, ob die während des ver-
gangenen Finanzjahres tatsächlich angefallenen voranschlagswirksamen Mit-
telaufbringungen und Mittelverwendungen von den veranschlagten Voran-
schlagsbeträgen abweichen und ob die Bestimmungen des § 84 Abs. 1 bis 3 ein-
gehalten worden sind.

(2) Der Stadtrechnungshof ist berechtigt, die Gebarung der Gemeindeverbän-
de, denen die Stadt angehört, nach den Grundsätzen des Abs. 1 als Hilfsorgan des
Gemeindeverbandes zu überprüfen, wenn dies das zuständige Organ des Ge-
meindeverbandes beschließt.

(3) Der Direktor des Stadtrechnungshofes wird vom Gemeinderat bestellt. Zum
Direktor des Stadtrechnungshofes darf nur bestellt werden, wer

a) ein Diplom-, Magister- oder Masterstudium der Rechtswissenschaften, der
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften (z.B. Masterstudium Public Mana-
gement) oder der Ingenieurwissenschaften abgeschlossen hat und die
sonst nötigen Kenntnisse und Fähigkeiten aufweist,

b) kein Mitglied des Gemeinderates oder des Stadtsenates ist und
c) in den letzten fünf Jahren kein Mitglied des Stadtsenates gewesen ist.
(3a) Die Amtsperiode des Direktors des Stadtrechnungshofes beträgt zehn

Jahre. Eine einmalige Wiederbestellung auf zehn Jahre ist zulässig.
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(3b) Der Gemeinderat hat den Direktor des Stadtrechnungshofes mit einer
Mehrheit von zwei Drittel der in beschlussfähiger Anzahl Anwesenden abzuberu-
fen, wenn einer der folgenden Gründe verwirklicht ist:

a) eine Voraussetzung für die Bestellung ursprünglich fehlte;
b) nach Bestellung eine Voraussetzung für die Bestellung wegfällt;
c) gröblich oder wiederholt gegen Pflichten verstoßen wird;
d) ein mit der Funktion unvereinbares Verhalten gesetzt wird;
e) die Funktion aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr ausgeübt werden

kann;
f) der Direktor des Stadtrechnungshofes auf das Amt verzichtet.

(4) Der Direktor des Stadtrechnungshofes ist in Ausübung seiner Aufgaben als
Kontrollorgan hinsichtlich des Inhaltes und des Umfanges seiner Feststellungen
an keine Weisungen gebunden. Der Direktor des Stadtrechnungshofes muss den
Gemeinderat auf Verlangen über alle Gegenstände seiner Geschäftsführung in-
formieren.

(5) Dem Stadtrechnungshof ist die erforderliche Zahl von Bediensteten beizu-
stellen.

§ 90 Klagenfurter Stadtrecht  hat zu lauten:

§ 90
Prüfung und Berichte

(1) Der Direktor des Stadtrechnungshofes hat unter Bedachtnahme auf die
Prüfungsziele (§ 89 Abs. 1), die Art und - unbeschadet der Bestimmungen der
Abs. 2 und 3 - die Durchführung der Kontrolle zu bestimmen.

(2) Der Stadtrechnungshof darf Überprüfungen im Sinne des § 89 Abs. 1 von
Amts wegen durchführen, er hat diese Überprüfungen durchzuführen, wenn dies
der Gemeinderat, der Stadtsenat, der Kontrollausschuß oder der Bürgermeister
verlangt; der Bürgermeister ist verpflichtet, die Durchführung einer Prüfung zu
verlangen, wenn dies ein Mitglied des Stadtsenates im Rahmen seines Geschäfts-
bereiches verlangt. Überprüfungen nach § 89 Abs. 2 sind als Hilfsorgan des Ge-
meindeverbandes durchzuführen, wenn dies das zuständige Organ des Gemein-
deverbandes beschließt.

(3) Über die Ergebnisse seiner Überprüfung hat der Stadtrechnungshof schrift-
liche Berichte zu verfassen. Soweit durch einen Bericht Geschäfts-, Betriebs- oder
Amtsgeheimnisse berührt werden, sind diese in einem vertraulichen Zusatzbericht
zu behandeln.

(3a) Der Stadtrechnungshof hat seine Berichte
a) jenem Organ, von dem er den Prüfungsauftrag erhalten hat,
b) der überprüften Stelle,
c) dem Kontrollausschuss,
d) dem Bürgermeister und
e) dem Mitglied des Stadtsenates, dessen Geschäftsbereich berührt wird,

zu übermitteln. Ein zusammenfassender Jahresbericht über die wesentlichen
Ergebnisse der erfolgten Prüfungstätigkeit ist dem Kontrollausschuss zugleich
mit dem Bericht zum Rechnungsabschluss vorzulegen. Bei Prüfungen gemäß § 89
Abs. 2 ist der Bericht jenem Organ, von dem er den Prüfungsauftrag erhalten hat,
zu übermitteln.
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(3b) Eine Woche nach ihrer Vorlage an den Kontrollausschuss sind die Berich-
te, mit Ausnahme der vertraulichen Zusatzberichte, im Internet auf der Homepage
der Stadt zu veröffentlichen. Bei der Veröffentlichung sind durch den Stadtrech-
nungshof geeignete Vorkehrungen zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinte-
ressen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz und auf Betriebs-, Ge-
schäfts- und Amtsgeheimnisse zu treffen.

(4) Die der Überprüfung des Stadtrechnungshofes unterliegenden Einrichtun-
gen (§ 89 Abs. 1 und 2) haben dem Stadtrechnungshof alle verlangten Auskünfte
zu erteilen und jedem Verlangen zu entsprechen, das der Stadtrechnungshof zum
Zweck der Durchführung der Überprüfung im Einzelfall stellt. Der Stadtrech-
nungshof ist insbesondere befugt, an Ort und Stelle in die mit der Gebarung im
Zusammenhang stehenden Rechnungsbücher, Rechnungsbelege und sonstigen
Behelfe (wie Geschäftsstücke, Korrespondenzen, Verträge) Einsicht zu nehmen
und deren Übermittlung zu verlangen sowie Zugang zu automationsunterstützt
gespeicherten Daten zu erhalten.

(5) Der Stadtrechnungshof hat dem Kontrollausschuß regelmäßig über seine
Tätigkeit zu berichten. Über besondere Wahrnehmungen hat der Stadtrechnungs-
hof dem Kontrollausschuß unverzüglich Bericht zu erstatten.

Der Novellenspiegel des Villacher Stadtrechts ist zu ergänzen:
LGBl. Nr.  11/2023 (Art. II; 01-VD-LG-1023/2013-50)
LGBl. Nr. 78/2023 (Art. III; 01-VD-LG-8937/2023-36)

§ 9a Abs. 2 Z 3 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
3. Zustellgesetz – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982, zuletzt in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. I Nr. 205/2022.

§ 9a Abs. 3 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
(3) Eine Verweisung auf die VRV 2015 in § 86 Abs. 1 und 2 ist als Verweisung

auf die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 – VRV 2015,
BGBl. II Nr. 313/2015, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 316/2023, zu
verstehen.

§ 78 Abs. 3 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
(3) Dem Kontrollausschuss kommt neben dem Recht auf Auftragserteilung

gemäß § 92 Abs. 2 insbesondere auch die Behandlung sämtlicher Berichte des
Stadtrechnungshofes (§ 93 Abs. 1 und 1a) sowie die Vorberatung des Rechnungs-
abschlusses einschließlich der Jahresrechnung (§ 89 Abs. 4) zu. Der Gemeinderat
ist mit den dem Kontrollausschuss zugeleiteten Berichten des Stadtrechnungsho-
fes – ausgenommen die vertraulichen Zusatzberichte – zu befassen.
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§ 79 Abs. 5 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
(5) Der Magistratsdirektor hat das Recht, an den Sitzungen der Ausschüsse

beratend teilzunehmen. Dieses Recht steht bei den Sitzungen des Kontrollaus-
schusses auch dem Direktor des Stadtrechnungshofes zu.

§ 80 Abs. 2 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
(2) Der Magistrat gliedert sich in Geschäftsgruppen, in Unternehmungen und in

den Stadtrechnungshof. Eine weitere Unterteilung ist zulässig.

§ 88 Abs. 3 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
(3) Ergibt sich aus der Prüfung des Rechnungsabschlusses einschließlich der

Jahresrechnung und des Jahresberichtes des Stadtrechnungshofes ein Anstand,
der Maßnahmen zur Herstellung eines geordneten Gemeindehaushaltes erforder-
lich macht, so hat der Kontrollauschuß dem Gemeinderat den Rechnung-
sabschluß einschließlich der Jahresrechnung und den Bericht des Kontrollaus-
schusses mit dem Antrag auf Durchführung der erforderlichen Maßnahmen vorzu-
legen.

§ 91 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
§ 91

Stadtrechnungshof
(1) Die Gebarung der Stadt einschließlich der Unternehmungen der Stadt ohne

eigene Rechtspersönlichkeit und der von der Stadt verwalteten Stiftungen und
Fonds ist durch den Stadtrechnungshof auf ihre ziffernmäßige Richtigkeit, auf ihre
Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Übereinstimmung mit den
bestehenden Rechtsvorschriften zu überprüfen. Der Stadtrechnungshof hat nach
diesen Grundsätzen auch jene Institutionen, wie wirtschaftliche Unternehmungen,
Vereine und kulturelle Vereinigungen zu prüfen,

a) an denen die Stadt beteiligt ist, soweit die auf dem Beteiligungsverhältnis
beruhenden Einwirkungsmöglichkeiten der Gemeinde eine derartige Prü-
fung ermöglichen, oder

b) die die Stadt fördert, soweit sich die Stadt die Kontrolle vorbehalten hat
oder wenn kein derartiger Vorbehalt vereinbart wurde, die Institution mit
dieser Kontrolle einverstanden ist.

(1a) Der Stadtrechnungshof hat einen Bericht zum Rechnungsabschluß zu
erstatten. Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, ob die während des ver-
gangenen Finanzjahres tatsächlich angefallenen voranschlagswirksamen Mitte-
laufbrin-gungen und Mittelverwendungen von den veranschlagten Voranschlags-
beträgen abweichen und ob die Bestimmungen des § 86 Abs. 1 bis 3 eingehalten
worden sind.

(2) Der Stadtrechnungshof ist berechtigt, die Gebarung der Gemeindeverbän-
de, denen die Stadt angehört, nach den Grundsätzen des Abs. 1 als Hilfsorgan des
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Gemeindeverbandes zu überprüfen, wenn dies das zuständige Organ des Ge-
meindeverbandes beschließt.

(3) Der Direktor des Stadtrechnungshofes wird vom Gemeinderat bestellt. Zum
Direktor des Stadtrechnungshofes darf nur bestellt werden, wer

a) ein Diplom-, Magister- oder Masterstudium der Rechtswissenschaften, der
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften (z.B. Masterstudium Public Mana-
gement) oder der Ingenieurwissenschaften abgeschlossen hat und die
sonst nötigen Kenntnisse und Fähigkeiten aufweist,

b) kein Mitglied des Gemeinderates oder des Stadtsenates ist und
c) in den letzten fünf Jahren kein Mitglied des Stadtsenates gewesen ist.
(3a) Die Amtsperiode des Direktors des Stadtrechnungshofes beträgt zehn

Jahre. Eine einmalige Wiederbestellung auf zehn Jahre ist zulässig.
(3b) Der Gemeinderat hat den Direktor des Stadtrechnungshofes mit einer

Mehrheit von zwei Drittel der in beschlussfähiger Anzahl Anwesenden abzuberu-
fen, wenn einer der folgenden Gründe verwirklicht ist:

a) eine Voraussetzung für die Bestellung ursprünglich fehlte;
b) nach Bestellung eine Voraussetzung für die Bestellung wegfällt;
c) gröblich oder wiederholt gegen Pflichten verstoßen wird;
d) ein mit der Funktion unvereinbares Verhalten gesetzt wird;
e) die Funktion aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr ausgeübt werden

kann;
f) der Direktor des Stadtrechnungshofes auf das Amt verzichtet.
(4) Der Direktor des Stadtrechnungshofes ist in Ausübung seiner Aufgaben als

Kontrollorgan hinsichtlich des Inhaltes und des Umfanges seiner Feststellungen
an keine Weisungen gebunden. Der Direktor des Stadtrechnungshofes muss den
Gemeinderat auf Verlangen über alle Gegenstände seiner Geschäftsführung in-
formieren.

(5) Dem Stadtrechnungshof ist die erforderliche Zahl von Bediensteten beizu-
stellen.

§ 92 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:

§ 92
Prüfung

(1) Der Direktor des Stadtrechnungshofes hat unter Bedachtnahme auf die
Prüfungsziele (§ 91 Abs. 1) die Art und - unbeschadet der Bestimmungen der
Abs. 2 und des § 93 Abs. 1 - die Durchführung der Kontrolle zu bestimmen.

(2) Der Stadtrechnungshof darf Überprüfungen im Sinne des § 91 Abs. 1 von
Amts wegen durchführen, er hat diese Überprüfungen durchzuführen, wenn dies
der Gemeinderat, der Stadtsenat, der Kontrollausschuß oder der Bürgermeister
verlangt; der Bürgermeister ist verpflichtet, die Durchführung einer Prüfung zu
verlangen, wenn dies ein Mitglied des Stadtsenates im Rahmen seines Geschäfts-
bereiches verlangt. Überprüfungen nach § 91 Abs. 2 sind als Hilfsorgan des Ge-
meindeverbandes durchzuführen, wenn dies das zuständige Organ des Gemein-
deverbandes beschließt.
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§ 93 Villacher Stadtrecht  hat zu lauten:
§ 93

Berichte
(1) Über die Ergebnisse seiner Überprüfung hat der Stadtrechnungshof schrift-

liche Berichte zu verfassen. Soweit durch einen Bericht Geschäfts-, Betriebs- oder
Amtsgeheimnisse berührt werden, sind diese in einem vertraulichen Zusatzbericht
zu behandeln.

(1a) Der Stadtrechnungshof hat seine Berichte
a) jenem Organ, von dem er den Prüfungsauftrag erhalten hat,
b) der überprüften Stelle,
c) dem Kontrollausschuss,
d) dem Bürgermeister und
e) dem Mitglied des Stadtsenates, dessen Geschäftsbereich berührt wird,

zu übermitteln. Ein zusammenfassender Jahresbericht über die wesentlichen
Ergebnisse der erfolgten Prüfungstätigkeit ist dem Kontrollausschuss zugleich
mit dem Bericht zum Rechnungsabschluss vorzulegen. Bei Prüfungen gemäß § 91
Abs. 2 ist der Bericht jenem Organ, von dem er den Prüfungsauftrag erhalten hat,
zu übermitteln.

(1b) Eine Woche nach ihrer Vorlage an den Kontrollausschuss sind die Berich-
te, mit Ausnahme der vertraulichen Zusatzberichte, im Internet auf der Homepage
der Stadt zu veröffentlichen. Bei der Veröffentlichung sind durch den Stadtrech-
nungshof geeignete Vorkehrungen zur Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinte-
ressen, insbesondere im Hinblick auf den Datenschutz und auf Betriebs-, Ge-
schäfts- und Amtsgeheimnisse zu treffen.

(2) Die der Überprüfung des Stadtrechnungshofes unterliegenden Einrichtun-
gen (§ 91 Abs. 1 und 2) haben dem Stadtrechnungshof alle verlangten Auskünfte
zu erteilen und jedem Verlangen zu entsprechen, das der Stadtrechnungshof zum
Zweck der Durchführung der Überprüfung im Einzelfall stellt. Der Stadtrech-
nungshof ist insbesondere befugt, an Ort und Stelle in die mit der Gebarung im
Zusammenhang stehenden Rechnungsbücher, Rechnungsbelege und sonstigen
Behelfe (wie Geschäftsstücke, Korrespondenzen, Verträge) Einsicht zu nehmen
und deren Übermittlung zu verlangen sowie Zugang zu automationsunterstützt
gespeicherten Daten zu erhalten.

(3) Der Stadtrechnungshof hat dem Kontrollausschuß regelmäßig über seine
Tätigkeit zu berichten. Über besondere Wahrnehmungen hat der Stadtrechnungs-
hof dem Kontrollausschuß unverzüglich Bericht zu erstatten.


